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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Peru nach der Flut 

WIE DER WIEDERAUFBAU HOFFNUNGEN AUF EINEN POLITISCHEN NEUBEGINN WECKT

Nach einer der schwersten Naturkatastro-
phen seiner Geschichte macht sich Peru 

auf den langen Weg des Wiederaufbaus. 
Das entschlossene Handeln der Regierung 
und die konstruktive Rolle der Opposition 

in diesem Zusammenhang stellen dabei 
nicht nur die Handlungsfähigkeit der de-
mokratischen Institutionen Perus unter 

Beweis sondern zeigen auch, dass eine 
Zusammenarbeit zwischen Regierung und 
Opposition im nationalen Interesse mög-

lich ist.    

Der 25. April war in vielerlei Hinsicht ein 
bedeutsames Datum für Peru und möglich-
erweise ein erster Wendepunkt für die Prä-
sidentschaft von Pedro Pablo Kuczynski. An 
diesem Tag stimmte der Kongress als Reak-
tion auf die verheerende Flutkatastrophe 
der letzten Wochen mit überwältigender 
Mehrheit einem „Gesetz zum Wiederaufbau“ 
zu. Nach 17-stündiger Debatte im Parla-
ment votierten alle Fraktionen außer der 
linksgerichteten „Frente Amplio“ für das von 
der Regierung eingebrachte Gesetz. Dies 
gilt insbesondere für die Mehrheitsfraktion 
der von Keiko Fujimori angeführten Opposi-
tionspartei „Fuerza Popular“ (FP). Während 
der Debatte hatte die FP-Fraktion, die 72 
der insgesamt 130 Parlamentssitze hält, 
substanzielle Änderungen in das Gesetz ein-
gebracht. Diese zielten insbesondere auf 
eine Stärkung der Mitsprache der regionalen 
und kommunalen Ebene bei der Verwen-
dung der Nothilfemittel, eine stärkere Kon-
trolle des Mittelabflusses durch die oberste 
Rechnungsprüfungsbehörde Perus sowie An-
tikorruptionsklauseln in allen mit dem Wie-
deraufbau verbundenen Verträgen. Beibe-
halten wurden wesentliche Teile des Geset-
zes, insbesondere die Schaffung einer direkt 

dem Premierminister Fernando Zavala un-
terstellten zentralen Behörde für nationalen 
Wiederaufbau, deren Leitung der Harvard-
Absolvent und ehemaliger Vize-
Außenhandelsminister Pablo de la Flor über-
nehmen wird. Zunächst wird die durch die 
neue Behörde koordinierte Aufbauarbeit mit 
einem Budget von rund 2,4 Milliarden US-
Dollar ausgestattet. Dieser Betrag, kann im 
Laufe der Zeit erhöht werden. Allgemein 
rechnet die Regierung mit Wiederaufbau-
kosten von insgesamt bis zu neun Milliarden 
US-Dollar. Besondere Schwerpunkte legt 
der vom Parlament verabschiedete Plan auf 
Bereiche wie Gesundheit, Schulwesen, Ver-
kehrsinfrastruktur und Wohnungsbau. 

Trotz deutlich vorgetragener Kritikpunkte 
verschiedener Seiten, insbesondere an einer 
sehr zentralistischen Ausrichtung des Wie-
deraufbauplans, überwog in den verschie-
denen politischen Lagern mit Ausnahme der 
„Frente Amplio“ der Wille zur Zusammenar-
beit. Kongresspräsidentin Luz Salgado (FP) 
bedankte sich ausdrücklich bei allen Abge-
ordneten, die das Gesetz unterstützten. Ihre 
Parteichefin, Keiko Fujimori, feierte die 
„Kompetenz und Fähigkeit zum Konsens“, 
welche das Parlament unter Beweis gestellt 
habe. Premierminister Fernando Zavala er-
klärte, die Verabschiedung des Gesetzes sei 
„kein Sieg für die Regierung oder die Oppo-
sition, sondern für Peru.“  

Seltener Moment der Einigkeit 

So viel Einigkeit gab es seit dem hauchdün-
nen Wahlsieg des Mitte-Rechts-Politikers 
Pedro Pablo Kuczynski gegen Keiko 
Fujimori, die Tochter des autoritären Macht-
habers Alberto Fujimori (1990-2000), im 
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Juni 2016 bisher kaum. Nach einem polari-
sierten Wahlkampf hatte sich der aggressive 
Ton der politischen Auseinandersetzung 
auch in den ersten Monaten der Regierung 
Kuczynski fortgesetzt. Verschiedene Minister 
standen unter Dauerbeschuss der Oppositi-
on und es war sogar öffentlich darüber dis-
kutiert worden, ob der 78-jährige Präsident 
Kuczynski, dem von verschiedenen Seiten 
Führungsschwäche und mangelhafter politi-
scher Instinkt vorgeworfen wurde, die Kraft 
habe, sein fünfjähriges Mandat durchzu-
stehen.  

Die verheerenden, durch das Wetterphäno-
men „El Niño Costero“ verursachten, Fluten, 
welche bis heute mindestens 114 Todesop-
fer forderten und insbesondere im Norden 
weite Teile der Infrastruktur zerstörten, 
veränderte diese Situation jedoch grundle-
gend. In der Krise bewies die Regierung 
Handlungsfähigkeit. Sie begriff schnell, dass 
die durch die Naturkatastrophe ausgelöste 
Notlage ihre gesamte Aufmerksamkeit er-
forderte. Neun Kabinettsmitglieder erhielten 
ein betroffenes Gebiet zugeteilt, in der sie 
unabhängig vom jeweiligen Ressort Präsenz 
zeigten und die Nothilfe koordinierten. Wäh-
rend viele andere Regierungsgeschäfte war-
ten mussten, war die Präsenz der Regierung 
in den besonders betroffenen nordperuani-
schen Regionen wie La Libertad, Lam-
bayeque, Piura oder Tumbes sehr sichtbar. 
Dies schlug sich in einem sprunghaften An-
stieg der Zustimmung zur Regierung nieder. 
Während Präsident Kuczynski Anfang März 
in Umfragen noch mit der 30-Prozent-Marke 
zu kämpfen hatte, lagen seine Zustim-
mungswerte Anfang Mai bei um die 45 Pro-
zent. Ähnliche Entwicklungen lassen sich bei 
den besonders mit dem Wiederaufbau be-
schäftigten Kabinettsmitgliedern beobach-
ten. Ein besonders starker Zustimmungs-
gewinn für die Regierung ist dabei in den 
Regionen Nordperus zu beobachten.   

Gleichzeitig profitierte die Regierung von 
einer Welle nationaler und internationaler 
Solidarität mit den Flutopfern, die sie mit 
einer geschickten, das nationale Zusam-
mengehörigkeitsgefühl ausdrückende Kom-
munikationskampagne unter dem Motto 
„Perú – una sola fuerza“ (etwa: Peru – mit 
vereinter Kraft) begleitete.  Dabei erwies 

sich Premierminister Fernando Zavala als 
effizienter Kommunikator und entschlosse-
ner Krisenmanager, was seine Stellung im 
Kabinett sowie seine politischen Zukunfts-
perspektiven stärken konnte.  

Konstruktive Rolle der Opposition 

Die vielbeschworene „vereinte Kraft“ wäre 
jedoch auch ohne die in weiten Teilen kon-
struktive Haltung der FP nicht möglich ge-
wesen. Nach einer am 20. April ausgespro-
chenen öffentlichen Einladung durch Präsi-
dent Kuczynski an die FP, den polarisierten 
Wahlkampf hinter sich zu lassen und eine 
„neue Seite“ aufzuschlagen, erhielt der Prä-
sident eine Antwort von unerwarteter Seite. 
Noch am selben Tag meldete sich der ehe-
malige Machthaber Alberto Fujimori über 
Twitter aus dem Gefängnis, wo er eine 25-
jährige Haftstrafe wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit verbüßt, und gab Präsi-
dent Kuczynski Recht. Alle Peruaner müss-
ten eine „gemeinsame Agenda für alle“ auf-
bauen.  Sein Sohn, der Kongressabgeordne-
te Kenji Fujimori, von dem viele Analysten 
glauben, er versuche seiner Schwester 
Keiko die Präsidentschaftskandidatur 2021 
streitig zu machen, näherte sich während 
der Parlamentsdebatte zum Wiederaufbau 
demonstrativ dem Parlamentspräsidium an, 
von wo Premierminister Zavala den Geset-
zesvorschlag der Regierung vorstellte, und 
schüttelte diesem lange die Hand. Zuvor 
hatte er seine Fraktion aufgerufen, mit 
„vereinter Kraft“ zu handeln und das Gesetz 
zum Wiederaufbau zu unterstützen. Kenji 
Fujimori, dem eine engere Beziehung zu 
seinem Vater nachgesagt wird als seiner 
Schwester Keiko, hatte während der letzten 
Wochen deutlich durch die Zurschaustellung 
gemäßigter Positionen an Profil gewonnen. 
So wandte er sich öffentlich gegen ein von 
Teilen seiner Fraktion getragenen Gesetzes-
vorschlag zu einer strikteren Regulierung 
der Medien und unterstütze einen ebenfalls 
in seiner Fraktion nicht unumstrittenen Ge-
setzesentwurf zur Bestrafung von Diskrimi-
nierung aufgrund sexueller Orientierung. 
Bisher galt Kenji Fujimori im Gegensatz zu 
seiner stärker in die politische Mitte stre-
benden Schwester Keiko eher als „Hardli-
ner“. Es ist gut möglich, dass Kenji nun ver-
sucht, dieses Bild mit Hilfe derartiger Positi-
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onierungen im Hinblick auf künftig eigene 
politische Ambitionen zu korrigieren. Inte-
ressant ist in diesem Zusammenhang auch 
eine neu entbrannte Diskussion über ein 
möglicherweise von der Regierung unter-
stütztes Gesetz, dass es älteren und kran-
ken Gefangenen erlauben würde, ihre Haft-
strafen in Hausarrest umzuwandeln. Eine 
Regelung, von der auch der 78-jährige Al-
berto Fujimori profitieren könnte. Eine Be-
gnadigung Fujimoris aus humanitären 
Gründen, wie von weiten Teilen der FP ge-
fordert, lehnt Präsident Kuczynski jedoch 
weiterhin ab. 

Chance für einen politischen Neuanfang 

Unabhängig von den genauen Hintergrün-
den des Handelns der FP, hat die Krise der 
zuvor stark unter Beschuss stehenden Re-
gierung neue Luft und Legitimität ver-
schafft. Als Folge haben Präsident Kuczynski 
und seine Regierungsmannschaft jetzt die 
große Chance, diesen politischen Spielraum 

zu nutzen und durch ein einheitliches und 
dialogbereites Auftreten nicht nur den Wie-
deraufbau, sondern auch ihr pragmatisches 
und auf nachhaltige Entwicklung ausgerich-
tetes Regierungsprogramm weiter voranzu-
bringen. Trotz der Tatsache, dass sich der 
politische Wind in Peru sehr schnell wieder 
drehen kann, hat die produktive Debatte 
über das Gesetz zum Wiederaufbau gezeigt, 
was möglich ist, wenn Regierung und Oppo-
sition im Sinne einer nationalen Agenda an 
einem Strang ziehen. Dieser Präzedenzfall 
ist eine gute Nachricht für Peru und seine 
demokratischen Institutionen und weckt 
zumindest die leise Hoffnung, dass der Wie-
deraufbau der zerstörten Gebiete auch mit 
dem Aufbau von mehr politischer Dialogfä-
higkeit und zunehmender institutioneller 
Koordination einhergehen könnte.  Ein wich-
tiges Thema ist hierbei die künftige Präven-
tion von Naturkatastrophen. Peru dürfte 
diesbezüglich erst am Anfang einer intensi-
ven Debatte stehen. 
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